
nein Verhalten wiederum mit einer Gesetzesverletzung 
reagierte. Im gesamten Verhalten des Täters ist er­
kennbar, daß er auf jede Kritik mit Disziplinwidrig­
keiten reagierte, die von der Arbeitsbummelei bis zu 
Gesetzesverletzungen reichten. Darin zeigt sich eine 
ausgeprägte disziplinwidrige Grundhaltung des Täters, 
die den Schluß zuläßt, daß zwischen der ersten Straftat, 
den dazwischenliegenden mehrfachen Verstößen gegen 
die Arbeitsdisziplin und der erneuten Straftat ein 
echter innerer Zusammenhang besteht.
Die Ursachen der ersten Straftat wirkten weiter und 
führten zur Diebstahlshandlung. Die ungenügende Ana­
lyse der beim Angeklagten wirkenden Triebkräfte 
führte zu einer fehlerhaften Einschätzung der Straftat 
und zu unrichtigen Schlußfolgerungen für die Beseiti­
gung der Ursachen. Die Aufdeckung der Motive der 
Straftat wird häufig der Weg sein, die ihr zugrunde 
liegenden Triebkräfte zu erkennen. Aber unterschied­
liche Motive der Vortat und der erneuten Straftat 
schließen nicht von vornherein einen Zusammenhang 
zwischen diesen Straftaten aus.
Noch einige Bemerkungen zur Behandlung solcher Ver­
fahren, bei denen der Täter sich bereits wegen einer 
Straftat vor einer Konfliktkommission zu verantworten 
hatte. Unbestritten sind die geringfügigen Delikte, über 
die Konfliktkommissionen beraten und entscheiden, 
echte Strafsachen. Demnach ist ein Täter, der sich 
bereits wegen einer Straftat vor einer Konfliktkom­
mission zu verantworten hatte, auch erneut straffällig 
geworden. Dem steht nicht entgegen, daß die Konflikt­
kommission als gesellschaftliches Organ der Rechts­
pflege keine Strafen aussprechen kann. Bei der Erfor­
schung und Charakterisierung der Rückfallkriminalität 
kann und darf man den Problemkreis nicht auf die 
gerichtlich Vorbestraften beschränken. Andernfalls 
würde ein wesentlicher Teil echter Kriminalität, der 
von den Konfliktkommissionen behandelt wird, außer 
Betracht bleiben. Deshalb können wir Buchholz nicht 
darin zustimmen, daß die den Konfliktkommissionen 
übertragenen geringfügigen Straftaten bei der Charak­
terisierung der Rückfallkriminalität außer Betracht 
bleiben müssen“. Dasselbe trifft im Prinzip auch auf 
Straftaten zu, bei denen § 9 StEG zur Anwendung kam. 
Buchholz ist jedoch darin zuzustimmen, daß g e t i l g t e  
Strafen bei der Charakterisierung der Rückfallkrimi­
nalität nicht berücksichtigt werden dürfen.

6 vgl. Buchholz, a. a. O., S. 71 f.

Zusammenfassend ist also Rückfallkriminalität als die 
Kriminalität der erneut straffällig gewordenen Täter 
zu bestimmen, bei denen die Triebkräfte, die zur ersten 
Tat führten, erhalten geblieben sind und in einem 
inneren Zusammenhang zur zweiten und weiteren Tat 
stehen, d. h., die Ursachen der ersten Straftat wurden 
weder durch die Strafe noch durch gesellschaftliche 
Maßnahmen im Arbeits- und Lebensbereich des Täters 
ausgeräumt.

Zur richtigen Beurteilung sind zu unterscheiden:
1. Täter, die wiederholt geringfügige Gesetzesverletzun­
gen begehen und sich bereits vor einer Konfliktkom­
mission zu verantworten hatten oder gegen die nach 
§ 9 StEG von Strafe abgesehen oder eine Strafe ohne 
Freiheitsentzug ausgesprochen Wurde. Für diese Täter 
ist charakteristisch, daß sie in ihrem Verhalten teil­
weise labil sind. Es sind meist Täter, die nach der 
ersten Straftat die sozialistische Gesetzlichkeit einhiel­
ten und ehrlich ihrer Arbeit nachgingen, jedoch nach 
längerer Zeit auf Grund noch nicht völlig gefestigten 
Pflichtbewußtseins oder auf Grund noch vorhandener 
rückständiger Lebens- und Denkgewohnheiten auf be­
stimmten Gebieten wegen vorsätzlicher Delikte anfal­
len. Von diesen Tätern wird zumeist die Hilfe und 
Einflußnahme gesellschaftlicher Kräfte anerkannt und 
oft auch der Kontakt zu ihnen gesucht.
2. Rückfalltäter, die wegen schwerer Vergehen und 
Verbrechen anfällig werden. Für sie ist meist charak­
teristisch, daß ihr Gesamtverhalten, ihre gesamte 
Lebensweise grundsätzlich im Widerspruch zu den ob­
jektiven Interessen unserer Gesellschaft steht. Das 
kommt besonders bei arbeitsscheuen und asozialen 
Tätern zum Ausdruck. Es handelt sich oft um ein­
schlägig und mehrfach vorbestrafte Personen, die kei­
nerlei Kontakt zur gesellschaftlichen Entwicklung 
haben und der gesellschaftlichen Einwirkung unzu­
gänglich sind.
Zwischen diesen beiden Gruppen besieht keine scharfe 
Abgrenzung. Es ist in jedem Verfahren festzustellen, 
inwieweit die Tat des Rückfalltäters Ausdruck seiner 
gesamten bisherigen Lebensweise ist bzw. im Wider­
spruch dazu steht und wie sich dies in der Schwere der 
konkreten Tat widerspiegelt. Dadurch wird das Tat­
prinzip gewahrt, die Überbetonung subjektiver Mo­
mente vermieden und einer schematischen Betrachtungs­
weise entgegengewirkt.

GUSTAV-ADOLF LÜBCHEN, Sekretär der ZGB-Gesetzgebungskommission

Weiterführung der Arbeiten am Zivilgesetzbuch
Am 21. Mai 1964 fand unter dem Vorsitz des Ministers 
der Justiz, Dr. Hilde B e n j a m i n ,  die zweite Tagung 
der Kommission zur Ausarbeitung des neuen ZGB und 
der ZPO statt* 1. Auf der Tagesordnung stand die Be­
ratung der Konzeption des ZGB sowie die Beratung 
und Festlegung der weiteren. Maßnahmen zur Aus­
arbeitung des ZGB und der ZPO.
Eine zeitweilige Kommission unter Leitung des Stell­
vertreters des Ministers der Justiz, R a n k e ,  hatte im

V
1 Vgl. Lübchen, „Die Kommission zur Ausarbeitung des neuen 
ZGB und der neuen ZPO hat ihre Tätigkeit autgenommen“, 
NJ 1964 S. 150 f.

Aufträge der Grundkommission den Entwurf der ZGB- 
Konzeption ausgearbeitet. Dieser Entwurf geht von den 
gesellschaftlichen und ökonomischen Verhältnissen in 
der DDR aus und berücksichtigt die bisherigen Ergeb­
nisse der wissenschaftlichen Diskussion und die Erfah­
rungen der Zivilgesetzgebung in den anderen sozialisti­
schen Staaten. Die Aufgabe der Konzeption besteht’ 
darin, die Funktion des sozialistischen Zivilrechts in 
der Periode des umfassenden Aufbaus des Sozialismus 
in der DDR und — darauf aufbauend — Gegenstand 
und Inhalt des ZGB darzulegen. Die Konzeption soll 
damit die Orientierung für die weiteren Gesetzgebungs­
arbeiten geben.
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